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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Eine Mehrheit der Kommission für soziale Sicherheit, Gesundheit, Familie und Sport
der CVP sprach sich ausserdem für die Zulassung der Abtreibungspille RU 486 als
medikamentöse Alternative zum chirurgischen Schwangerschaftsabbruch aus, wobei
die Verabreichung der Pille an strengste Auflagen geknüpft werden müsse. Ihre
grundsätzlich ablehnende Haltung in der Abtreibungsfrage behielt die CVP bei. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.03.1996
EVA MÜLLER

Ohne grosse Diskussionen sprachen sich sowohl Gesamtpartei als auch die FDP-Frauen
für den straflosen Schwangerschaftsabbruch innerhalb der ersten 14 Wochen aus. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.08.1997
EVA MÜLLER

Die SVP sprach sich gegen jede Form von Fristenlösung beim Schwangerschaftsabbruch
aus. Nicht zuletzt dürfte sie dabei auch an die enttäuschten katholisch-konservativen
bisherigen CVP-Wähler insbesondere in der Innerschweiz gedacht haben. Die SVP-
Frauen, die sich im Verhältnis 3 zu 1 für die Fristenlösung ausgesprochen hatten,
wurden innerhalb der Partei einmal mehr marginalisiert.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.10.1997
EVA MÜLLER

An einer Delegiertenversammlung in Luzern stellten die CVP-Frauen die von der
Mutterpartei jahrzehntelang vertretene Ablehnung des Schwangerschaftsabbruchs
radikal in Frage, indem sie sich mit 42 zu 4 Stimmen bei 6 Enthaltungen für eine
Fristenregelung beim Schwangerschaftsabbruch von 14 Wochen und damit für die
parlamentarische Initiative Haering Binder (sp, ZH) aussprachen. 
Die CVP hatte sich bisher konsequent sogar gegen eine soziale Indikation gewehrt und
im Schwerpunktprogramm von 1994 nur die medizinische und juristische Indikation
verankert. Die CVP-Frauen kritisierten insbesondere die unterschiedliche Handhabung
der Gesetzesbestimmungen in den einzelnen Kantonen und verlangten die
Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs. Gleichzeitig forderten sie, dass
Verhütungsmittel leicht zugänglich und kassenpflichtig werden müssten. 
Der Entscheid der innerhalb der Partei zu einer eigenständigen Kraft erstarkten CVP-
Frauen stellte die Gesamtpartei vor eine Zerreissprobe. Sie vertagte die heikle
Schwangerschaftsabbruch-Debatte auf eine ausserordentliche
Delegiertenversammlung im August und setzte eine von der Solothurner Ständerätin
Rosmarie Simmen präsidierte Arbeitsgruppe ein. Diese arbeitete zwei Modelle für einen
straflosen Schwangerschaftsabbruch in den ersten zwölf Wochen aus: Während das
«Schutzmodell mit Beratungspflicht» den Entscheid nach einer obligatorischen
Beratung letztlich der Frau selbst überlassen wollte, hätte das «Indikationenmodell»
Abtreibung nur bei einer medizinischen Notlage, nach einer Vergewaltigung oder bei
Inzucht erlaubt, wobei eine Fachperson diesen Entscheid getroffen hätte. 
Nachdem eine Mehrheit der CVP-Bundeshausfraktion das Indikationenmodell
unterstützt hatte, entschieden sich die CVP-Delegierten im August mit 182 zu 91
Stimmen überraschend für das Schutzmodell. Die CVP-Frauen, deren oberstes Ziel es
war, dass der Abtreibungsentscheid letztlich bei der Frau liegt, zeigten sich mit dem
Kompromissvorschlag zufrieden. Im November war das CVP-Modell in der
vorberatenden Kommission des Nationalrates dann allerdings chancenlos; diese sprach
sich für den straflosen Schwangerschaftsabbruch in den ersten 14 Wochen aus. Damit
ist die CVP weiterhin im Dilemma. Immerhin machte der Entscheid der CVP klar, dass
sich die Partei weiter vom konservativ-katholischen Wählersegment löst und die
konfessionelle und gesellschaftliche Öffnung, die sie nach den verlorenen
Nationalratswahlen 95 ankündigte, ohne Rücksicht auf kurzfristige Wählerverluste auch
umsetzen will. 3

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.11.1997
EVA MÜLLER

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Im Grundsatz standen die FDP-Frauen der Einführung einer Mutterschaftsversicherung
positiv gegenüber, allerdings bestand über die Frage der Finanzierung noch kein
Konsens. Auch die Mehrheit der Fraktion machte die Schaffung einer
Mutterschaftsversicherung von einer sauberen Finanzierungsgrundlage abhängig.
Bezüglich Schwangerschaftsabbruch sprach sie sich mehrheitlich für die Straffreiheit
und gegen die Zwangsberatung aus, da diese zu unerwünschter staatlicher
Einflussnahme führe und der Selbstverantwortung der Frau nicht gerecht werde. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.10.1998
URS BEER

Mitte März beschloss der CVP-Vorstand, das Referendum gegen die Fristenregelung zu
ergreifen. Gleichzeitig beauftragte er die Fraktion, mittels einer parlamentarischen
Initiative das CVP-Schutzmodell nochmals ins Gespräch zu bringen. Die CVP Frauen
weigerten sich, das Referendum zu unterstützten, wollten sich aber auch nicht dagegen
engagieren. Statt den geforderten 50'000 Unterschriften brachte die CVP lediglich
32'000 zustande. Für die Abstimmungskampagne erwog sie eine Zusammenarbeit mit
der „Gesellschaft für den Schutz des ungeborenen Lebens“, die unter anderem von der
EVP getragen wurde, distanzierte sich jedoch nicht klar von der aggressiven Kampagne
der radikalen Abtreibungsgegner „Hilfe für Mutter und Kind“, was ihr Kritik einbrachte. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 21.08.2001
MAGDALENA BERNATH

Bereits kurz nachdem ein Komitee, prominent vertreten durch die beiden SVP-
Nationalrätinnen Yvette Estermann (LU) und Andrea Geissbühler (BE), zwei
Volksinitativen zur Einschränkung des Rechts auf Abtreibung lanciert hatte, äusserten
sich andere SVP-Exponentinnen kritisch zu den beiden Volksbegehren, die konkret
«einen Tag Bedenkzeit vor jeder Abtreibung» sowie ein Verbot von Spätabtreibungen
fordern. In einem Streitgespräch mit Andrea Geissbühler über die Bedenkzeit-Initiative
sprach die Präsidentin der Jungen SVP Zürich, Camille Lothe, im Tages-Anzeiger von
«ein[em] massive[n] Eingriff» in die persönliche Freiheit von Frauen. Gegenüber «24
Heures» gab SVP-Vizepräsidentin Céline Amaudruz (GE) zu Protokoll, dass es bei der
Frage der Abtreibung sowohl das Wohl des Kindes als auch dasjenige der schwangeren
Frau zu berücksichtigen gelte und sie das bestehende Recht auf Abtreibung deswegen
unter keinen Umständen angreifen wolle. Bereits 2014 hatte sich Amaudruz prominent
gegen die Volksinitiative «Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache» gestellt – entgegen
der Parole ihrer Partei. 
Wie sich die SVP insgesamt zu den beiden neuen Volksinitiativen stellen würde, blieb
vorerst offen. Ein Blick auf die namentliche Abstimmung im Nationalrat über eine
Motion Estermann mit ähnlicher Stossrichtung (Mo. 20.3191) zeigte im Mai 2022 indes,
dass die Westschweizer SVP-Vizepräsidentin Amaudruz nicht die einzige
Parteivertreterin war, die dem Anliegen nur wenig abgewinnen konnte. Von den 12 an
der Abstimmung teilnehmenden SVP-Nationalrätinnen fand die Motion lediglich bei
deren 4 Unterstützung, wogegen sich 5 dagegen aussprachen und 3 weitere sich der
Stimme enthielten. Im Unterschied zu den mehrheitlich skeptisch positionierten SVP-
Nationalrätinnen stellten sich die männlichen Nationalratsmitglieder der SVP
grossmehrheitlich hinter die Motion. Dennoch fanden sich unter den 38 an der
Abstimmung teilnehmenden SVP-Nationalräten 5 ablehnende sowie 4 enthaltende
Stimmen – zu Letzteren zählte unter anderem Parteipräsident Thomas Aeschi. Dass sich
die SVP-Frauen in der Abtreibungsfrage teilweise anders positionieren als ihre
männlichen Parteikollegen, ist jedoch nichts Neues; bereits 2002 hatten die SVP Frauen
im Gegensatz zur SVP Schweiz die Ja-Parole zur Fristenregelung gefasst. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.02.2022
MARLÈNE GERBER

Konservative und Rechte Parteien

Im Dezember reichte die EVP eine mit rund 46'000 Unterschriften versehene Petition
«für den Schutz des ungeborenen Lebens - gegen die Abtreibungspille RU 486» bei der
Schweizerischen Sanitätsdirektorenkonferenz ein. An einer Delegiertenversammlung in
Basel stellte sie ausserdem eine «Allianz für das Leben» zur Diskussion. Gemäss dieser
ist das ungeborene Kind Mensch von Anfang an; der pränatalen Diagnostik steht die EVP
deshalb sehr kritisch gegenüber. Die Fristenlösung und die soziale Indikation wie auch
die aktive Sterbehilfe lehnte sie klar ab. 7

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 01.12.1996
EVA MÜLLER
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Wie die EVP sprach sich auch die EDU vehement gegen eine Zulassung der
Abtreibungspille RU 486 aus und drohte mit Boykottmassnahmen gegen die
Hersteller. 8

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.12.1996
EVA MÜLLER

Weiter lehnte die EVP Straffreiheit beim Schwangerschaftsabbruch generell ab und
kündigte an, ein allfälliges Referendum gegen eine wie auch immer geartete
Fristenlösung zu unterstützen. Das CVP-Schutzmodell mit Beratungspflicht lehnt sie als
Etikettenschwindel ab. 9

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 04.09.1997
EVA MÜLLER

1) BaZ und NZZ, 15.3.96
2) NZZ, 2.6. und 20.8.97
3) Presse vom 14.4., 21.4. und 25.8.97; NZZ, 17.4.97; BZ, 19.11.97
4) NZZ, 18.5.98; FDP-Pressedienst, 27.8. und 1.10.98
5) Presse vom 17.3.01; AZ, 7.6.01; BZ, 6.7.01; Presse vom 10.7.01; LT, 21.8.01.
6) 24H, 4.2.22; TA, 10.2.22
7) Mediendienst der EVP, Bern 1996
8) Pressedienst EDU Schweiz, Thun 1996
9) NZZ, 4.9.97
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